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BUNDESARBEITSGERICHT

1 AZR 470/09
6/18 Sa 1076/08
Hessisches
Landesarbeitsgericht

Im Namen des Volkes!

Verkiindet am
1. Februar 2011

URTEIL

Radtke, Urkundsbeamtin
der Geschéftsstelle

In Sachen

Klagerin, Berufungsklagerin und Revisionsklagerin,

Pp.

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mundlichen Ver-
handlung vom 1. Februar 2011 durch die Prasidentin des Bundesarbeitsgerichts
Schmidt, die Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Linck und Prof. Dr. Koch
sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Klebe und Rath fur Recht erkannt:
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1. Die Revision der Klagerin gegen das Urteil des Hessi-
schen Landesarbeitsgerichts vom 11. Februar 2009
- 6/18 Sa 1076/08 - wird zuriickgewiesen.

2. Die Klagerin hat die Kosten der Revision zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten tber eine Sozialplanabfindung.

Die Kléagerin war bei der Beklagten bzw. deren Rechtsvorgangern seit
dem Jahre 1987 als Sachbearbeiterin im Kundendienst in W beschéftigt. lhr
Jahresgehalt belief sich zuletzt auf 52.033,75 Euro brutto.

Zum Jahreswechsel 2005/2006 tbernahm der T Konzern die Gesell-
schaften der G Beteiligungs-GmbH und ihrer Tochtergesellschaften mit dem
Ziel, diese in den T Konzern zu integrieren. In einer Rahmenvereinbarung vom
4. Dezember 2006 verstandigten sich die T AG sowie die zu ihrem Konzern
gehodrenden Gesellschaften mit dem Konzernbetriebsrat darauf, im Hinblick auf
die beabsichtigten Restrukturierungen Verhandlungen tber den Abschluss von
(Teil-)Interessenausgleichen bzgl. der einzelnen MalRhahmen durchzufihren.
Die T AG verpflichtete sich, die UmstrukturierungsmaRnahmen nicht vor Ab-
schluss der jeweiligen Interessenausgleiche zu beginnen. Die Klagerin kindigte
mit Schreiben vom 16. Februar 2007 ihr Arbeitsverhaltnis zum 31. Marz 2007.

Die T AG und der bei ihr gebildete Konzernbetriebsrat schlossen am
12. Juni 2007 einen Sozialplan (SP). Darin ist ua. bestimmt:

81

Gegenstandlicher Geltungsbereich

Dieser Sozialplan gilt fir alle Betriebe von Unternehmen
des T Konzerns in Deutschland, soweit die in diesen
Betrieben bestehenden Betriebsrate diesen Sozialplan
innerhalb von sechs Wochen nach seiner Unterzeichnung
durch den Konzernbetriebsrat gegenliber dem Arbeitsdi-
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rektor der T AG fur ihren jeweiligen Betrieb durch Unter-
zeichnung einer wortlautidentischen Fassung als Sozial-
plan im Sinne des § 112 BetrVG nachvollziehen. In be-
triebsratslosen Betrieben gilt dieser Sozialplan ohne
weiteres.

§2
Sachlicher und rechtlicher Geltungsbereich

1.  Dieser Sozialplan gilt fur alle Anderungen der Be-
triebsorganisation und sonstige vom Arbeitgeber
veranlasste, mit der Integration zusammenhangende
MaBnahmen, insbesondere fir betriebsbedingte
Kiindigungen und Versetzungen, unabhangig davon,
ob der Umfang der einzelnen Malnahme die
Schwelle zu einer Betriebsanderung im Sinne des
§ 111 BetrVG Uberschreitet.

2. In zeitlicher Hinsicht gilt dieser Sozialplan fir alle mit
der Integration zusammenhangenden MalRnahmen,
die bis zum Ablauf des 31.12.2010 erfolgen; dafir ist
im Falle von Kiindigungen auf deren Ausspruch und
nicht auf den Ablauf der Kiindigungsfrist abzustellen.
Integrationsbedingte MafRnahmen in diesem Sinne
sind auch Arbeitsplatzwechsel innerhalb des T
Konzerns, die vor Abschluss dieses Sozialplans,
aber nach arbeitgeberseitiger Eréffnung der jeweili-
gen Angebotsphase von betroffenen Arbeitnehmern
vorgenommen worden sind. Gleiches gilt fur Arbeits-
platzwechsel innerhalb des T Konzerns vor Ab-
schluss dieses Sozialplans, die schriftlich oder
mindlich unter Bezug auf die Bestimmungen des
noch abzuschlieBenden Sozialplans vereinbart
wurden.

§3
Personlicher Geltungsbereich

1. Dieser Sozialplan gilt fur alle Arbeitnehmer des T
Konzerns im Sinne des § 5 Abs. 1 BetrVG mit Aus-
nahme leitender Angestellter im Sinne des § 5 Abs. 3
BetrVG.

2. Die zum Ausgleich wirtschaftlicher Nachteile im Fall
der Beendigung des Arbeitsverhéltnisses vorgese-
henen Leistungen gelten nicht fur Arbeitnehmer,

e) deren Arbeitsverhaltnis aufgrund einer Eigen-
kiindigung des Arbeitnehmers beendet wird,
sofern sie nicht durch den Arbeitgeber veran-
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lasst ist. Dies ist nur der Fall, wenn der Arbeit-
nehmer nach Ausspruch einer Kiundigung mit
Beendigungswirkung durch den Arbeitgeber mit
Wirkung zu einem frilheren Zeitpunkt kiindigt, in
dem der Arbeitgeber fiur den betreffenden
Arbeithehmer im Rahmen seines bisherigen
Arbeitsverhaltnisses und am bisherigen Stand-
ort (politische Gemeinde) keinen Beschafti-
gungsbedarf mehr hat; ...

Der im Betrieb W bestehende Betriebsrat hat diesen Sozialplan am

9. Juli 2007 tbernommen.

Die Klagerin hat geltend gemacht, die Beklagte habe sie zum Aus-
spruch der Eigenkundigung veranlasst. In der Betriebsversammlung vom
19. Juli 2006 habe sie die Belegschaft Uber die geplante Betriebsanderung und
den Wegfall ua. ihres Arbeitsplatzes in W zum 31. Dezember 2007 unterrichtet
und hierdurch bei ihr die sichere Annahme hervorgerufen, mit einer Eigenkiin-

digung einer Kiindigung durch die Beklagte nur zuvorzukommen.

Die Klagerin hat zuletzt beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an sie 78.183,20 Euro brutto nebst
Zinsen in Héhe von funf Prozentpunkten Uber dem Basiszins-
satz seit Rechtshangigkeit zu zahlen.

Die Beklagte hat zur Begriindung ihres Klageabweisungsantrags aus-
gefuhrt, die Klagerin falle nicht in den Geltungsbereich des Sozialplans. Auch
sei ihr zu keiner Zeit mitgeteilt worden, dass fir sie nach Durchfuhrung der
Betriebsdnderung keine Beschaftigungsméglichkeit mehr bestehe. Die Be-

triebsanderung sei fur die Eigenkiindigung nicht ursachlich gewesen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht
hat die Berufung der Klagerin zuriickgewiesen. Mit ihrer vom Landesarbeitsge-

richt zugelassenen Revision verfolgt sie ihr Klagebegehren weiter.
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Entscheidungsgriinde

Die Revision der Klagerin ist unbegriindet. Die Vorinstanzen haben die
Klage zu Recht abgewiesen. Die Klagerin hat keinen Anspruch auf die von ihr
begehrte Abfindung.

l. Das Arbeitsverhaltnis der Klagerin hat vor Inkrafttreten des Sozialplans
geendet. Sie unterfallt damit nicht dem in §§ 2, 3 SP geregelten Geltungsbe-

reich des Sozialplans. Das ergibt die Auslegung des Sozialplans.

1. Nach der standigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts sind
Sozialplane als Betriebsvereinbarungen eigener Art wegen ihrer normativen
Wirkungen (§ 77 Abs. 4 Satz 1, § 112 Abs. 1 Satz 3 BetrVG) wie Tarifvertrage
auszulegen. Ausgehend vom Wortlaut und dem durch ihn vermittelten Wortsinn,
kommt es auf den Gesamtzusammenhang und die Systematik der Bestimmung
an. Dariiber hinaus sind Sinn und Zweck der Regelung von besonderer Bedeu-
tung. Im Zweifel gebihrt derjenigen Auslegung der Vorzug, die zu einem sach-
gerechten, zweckorientierten, praktisch brauchbaren und gesetzeskonformen
Verstéandnis der Regelung fuhrt (15. Mai 2007 -1 AZR 370/06 - Rn. 11,
ZIP 2007, 1575).

2. Ausgehend von diesen Grundsatzen begriindet der Sozialplan nur fir
solche Arbeitnehmer Leistungen, deren Arbeitsverhaltnis im Zeitpunkt seines

Inkrafttretens noch bestanden hat.

a) Gem. § 3 Abs. 1 SP gilt der Sozialplan fir alle Arbeitnehmer des T
Konzerns. Das sind nur diejenigen, die zum Zeitpunkt des Abschlusses des
Sozialplans in einem Arbeitsverhaltnis zu einem Unternehmen des T Konzerns
standen. Mit der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses gehort der Betreffende

diesem Personenkreis nicht mehr an.

b) Das sich aus dem Wortlaut des § 3 Abs. 1 SP ergebende Verstandnis
zum personlichen Geltungsbereich des Sozialplans wird durch den Regelungs-

zusammenhang bestatigt. So liegt der Normierung des zeitlichen Geltungsbe-

B JLaw - Gesetze und Urteile
Kostenlos (mobile App)

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — fiir Android JLaw — fiir iOS

www.prinz.law

10

11

12

13

14

15

1ZINydsad HYIN I B8 §§ YorU JuRqUaled

31, YoNy :SIDMUTE]

s[e purs Sunjuwess[a}I) 1ap oJia


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz
Rechtsanwalt

-6 - 1 AZR 470/09

reichs in § 2 Abs. 2 SP zugrunde, dass der Sozialplan grundsatzlich nur fiir
betriebsdnderungsbedingte Malthahmen gilt, die nach seinem Inkrafttreten bis
zum 31. Dezember 2010 erfolgen. Lediglich bei den in dieser Bestimmung
aufgefuhrten Arbeitsplatzwechseln innerhalb des T Konzerns findet der Sozial-
plan auch dann Anwendung, wenn diese personellen MalRnahmen vor seinem
Inkrafttreten vorgenommen wurden. Aber auch in diesen Fallen haben die
Arbeitsverhaltnisse fortbestanden. Trotz Anderung der Arbeitsbedingungen sind
die Betroffenen Arbeitnehmer eines konzernzugehérigen Unternehmens geblie-
ben. Schliellich spricht auch die Regelung zur Behandlung von Eigenkiindi-
gungen in § 3 Abs. 2 SP daflr, dass der persénliche Geltungsbereich des
Sozialplans auf Arbeitnehmer beschréankt ist, deren Arbeitsverhaltnis im Zeit-
punkt seines Inkrafttretens noch nicht beendet war. Dazu bestimmt § 3 Abs. 2
Buchst. e SP, dass der Sozialplan nicht fiir Arbeitnehmer gilt, deren Arbeitsver-
haltnis aufgrund Eigenkundigung des Arbeitnehmers beendet wird. Das setzt
denklogisch voraus, dass zu diesem Zeitpunkt ein Arbeitsverhaltnis, wenn auch

im gekiindigten Zustand, bestanden hat.

C) Diese Auslegung steht zudem im Einklang mit Sinn und Zweck eines
Sozialplans. Zweck eines Sozialplans ist es gem. § 112 Abs. 1 Satz 2 BetrVG,
die den Arbeitnehmern durch eine Betriebsdnderung entstehenden wirtschaftli-
chen Nachteile auszugleichen oder abzumildern. Angesichts der Vielfalt aus-
gleichsfahiger und ausgleichsbedurftiger Nachteile steht den zustandigen
Betriebsparteien ein darauf bezogener Beurteilungs- und Gestaltungsspielraum
zu. Aus diesem Grunde kdnnen sie eine typisierende Beurteilung dahin vor-
nehmen, dass Arbeitnehmer, die wahrend laufender Verhandlungen tber Art
und Ausmal von UmstrukturierungsmalBnahmen das Arbeitsverhéltnis been-
den, ohne den Abschluss eines Sozialplans abzuwarten, eine Anschlussbe-
schaftigung gefunden haben, infolge derer ihnen keine oder sehr viel geringere
ausgleichsfahige Nachteile drohen als den verbleibenden Arbeithnehmern (BAG
19. Februar 2008 - 1 AZR 1004/06 - Rn. 26, BAGE 125, 366; 15. Mai 2007
-1AZR 370/06 - Rn. 16, ZIP 2007, 1575). Bei solchen Arbeitnehmern sind die
Betriebsparteien nicht zum Nachteilsausgleich verpflichtet, sondern berechtigt,

das verfuigbare Sozialplanvolumen auf diejenigen Arbeitnehmer aufzuteilen, die
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tatsachlich infolge der konkreten Betriebsédnderung gewichtige Nachteile zu

erwarten haben.

3. Die Klagerin ist aufgrund ihrer Eigenkiindigung vom 16. Februar 2007
zum 31. Marz 2007 aus dem Unternehmen der Beklagten ausgeschieden. Zu
diesem Zeitpunkt war noch kein Sozialplan abgeschlossen. Die Vereinbarung
mit dem Konzernbetriebsrat ist am 12. Juni 2007 und die nach dessen § 1 SP
notwendige Bestatigung durch den 6&rtlichen Betriebsrat ist am 9. Juli 2007
erfolgt. Erst seit diesem Zeitpunkt war eine normative Anspruchsgrundlage fur
die geltend gemachte Sozialplanabfindung vorhanden. In der Rahmenvereinba-
rung vom 4. Dezember 2006, bei deren Abschluss die Klagerin noch betriebs-
zugehorig war, ist der geltend gemachte Abfindungsanspruch nicht geregelt.

Il. Ein Abfindungsanspruch folgt auch nicht aus dem betriebsverfassungs-
rechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz des § 75 Abs. 1 BetrVG.

1. Der auf den allgemeinen Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG zurlick-
zufihrende betriebsverfassungsrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz zielt
darauf ab, eine Gleichbehandlung von Personen in vergleichbaren Sachverhal-
ten sicherzustellen und eine gleichheitswidrige Gruppenbildung auszuschlie-
Ren. MaRgeblich fir das Vorliegen eines die Bildung unterschiedlicher Gruppen
rechtfertigenden Sachgrundes ist vor allem der mit der Regelung verfolgte
Zweck (BAG 18. Mai 2010 - 1 AZR 187/09 - Rn. 15, EzA BetrVG 2001 § 112
Nr. 38).

2. Vorliegend haben die Betriebsparteien eine Gruppenbildung vorge-
nommen, indem sie nur solche Arbeithehmer in den Geltungsbereich des
Sozialplans aufgenommen haben, die bei seinem Zustandekommen noch
Arbeitnehmer der Beklagten waren. Damit haben sie diejenigen Mitarbeiter
ausgenommen, die zwar noch zu Beginn der Verhandlungen Uber das ,Ob“ und
2Wie“ der Umstrukturierungsmafinahmen in einem Arbeitsverhaltnis zur Beklag-
ten standen, jedoch nicht mehr im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Sozialplans.
Diese Gruppenbildung ist sachlich gerechtfertigt.
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a) Sie ist am Zweck des Sozialplans ausgerichtet, der keine Entschadi-
gung fur geleistete Dienste gewahren, sondern konkret absehbare oder einge-
tretene betriebsédnderungsbedingte Nachteile ausgleichen soll. Bei der gebote-
nen typisierenden Betrachtungsweise dirfen die Betriebsparteien davon aus-
gehen, dass Arbeitnehmer, die auf eigene Veranlassung ihr Arbeitsverhéltnis
beenden, bevor das Ausmal einer sie treffenden Betriebsanderung genau
absehbar und der Umfang der daran knipfenden wirtschaftlichen Nachteile
prognostizierbar ist, keinen oder nur einen geringeren Ausgleichsbedarf haben
(BAG 19. Februar 2008 - 1 AZR 1004/06 - Rn. 26, BAGE 125, 366).

b) Die Sachgerechtigkeit dieser Gruppenbildung wird auch nicht dadurch
in Frage gestellt, dass § 2 Abs. 2 SP bestimmte konzerninterne Arbeitsplatz-
wechsel, die im Vorgriff auf eine beabsichtigte Betriebsdnderung vor Abschluss
des Sozialplans erfolgten, in dessen Geltungsbereich einbezieht. Die davon
betroffenen Arbeitnehmer sind mit denjenigen, die vom persénlichen Geltungs-
bereich des Sozialplans ausgenommen sind, nicht vergleichbar. Zum einen
betrifft das Arbeitnehmer, die nach wie vor in einem Arbeitsverhaltnis zu einem
konzernzugehdrigen Unternehmen stehen. Zum anderen hatten sich bei dieser
Personengruppe die betriebsanderungsbedingten Nachteile typischerweise

bereits konkretisiert.

C) Die Betriebsparteien waren auch nicht gehalten, den persénlichen
Geltungsbereich des Sozialplans durch eine Ausweitung des zeitlichen Gel-
tungsbereichs auf einen Zeitpunkt vor dessen Abschluss vorzuverlegen. Die zu
dieser Zeit noch betriebszugehérigen Arbeithehmer hatten zu diesem Zeitpunkt
noch keine Rechtsposition erlangt, die eine solche Einbeziehung zwingend
geboten hatte. Das gilt schon deswegen, weil das genaue Ausmal® der Be-
triebsdnderung vor Abschluss des Sozialplans noch nicht im Einzelnen festge-
standen hat. Bis dahin gab es nur die Rahmenvereinbarung vom 4. Dezember
2006, in der aber nur das Verfahren zur Beteiligung des Betriebsrats bei der
geplanten Neuordnung des Konzerns in groben Zigen festgelegt worden war,
sowie die Eckpunktevereinbarung vom 21. Méarz 2007. Der flir den Betrieb der

Klagerin magebliche Interessenausgleich wurde am 31. Mai 2007 und damit
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nach der Beendigung des Arbeitsverhéltnisses durch die Klagerin abgeschlos-
sen. Normative Anspriiche zugunsten der Arbeitnehmer sind darin nicht be-
grindet worden. Zudem standen die getroffenen Vereinbarungen unter dem
Vorbehalt, dass die ortlichen Betriebsrate den noch abzuschlielRenden Sozial-

plan fur ihren Betrieb als verbindlich anerkennen.

Schmidt Koch Linck

Klebe Rath

JLaw — Gesetze und Urteile

Kostenlos mobile Al

Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — flr Android JLaw —flir iOS

www.prinz.law

1ZINYPsa8 HYIN JF eLY §§ YOrU JUeqUIIE(] S[e PUls SUN[WWESS[12}11() P J[I2], YoNY :SIOMUIH


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESARBEITSGERICHT

	Von Rechts wegen!

	Tatbestand


	,§1

	§2

	§3

	Entscheidungsgründe



